
NIEDERSCHRIFT 

  zur 27. Sitzung des Gemeinderates 
in der 15. Funktionsperiode ab 1954 am Dienstag, den 12. November 2024  

um 19.30 Uhr im Gemeindeamt Hinterbrühl, Hauptstraße 29a. 
 
 

Anwesend sind: 
Bgm. Mag. Erich Moser 
Vbgm. Ulrike Götterer 
gfGR Peter Durec 
gfGR Dr. Hansjörg Preiss 
gfGR Peter Pikisch 
GR Diego Vizuete Barahona 
GR Elisabeth Csekits  
GR Gerhard Haindl 
GR Christine Neumann 
GR Michael Mayer-Wildenhof 
GR Dr. Amilcar Vizuete Barahona 
GR Richard Mayssen 
 

gfGR Johanna Riedl 
GR DI Gottfried Arnold 
GR Anita Scherz 
GR Elias Scherz 
GR Mag.rer.soc.oec. Robert Prasnikar 
gfGR Heinrich Holzer 
GR Brigitte Holzer  
 

Vorsitz: 
Bgm Mag. Erich Moser 
 

 
 

Schriftführer: 
AL Julia Holzer 

Entschuldigt abwesend: 
GR Harald Mayerhofer 
GR Lukas Hanzl 
gfGR Mag. Johannes Schwertner 
GR Mag. Dr. Michael Weihs 
GR Mag. Claudia Haider-Kasztler 
GR Franz Libardi 

 
 

Tagesordnung 
 

GR öffentlicher Teil 
1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 30.09.2024 
3. Bericht des Bürgermeisters 
4. Bericht des Prüfungsausschusses 
5. Stellungnahme an Verfassungsgerichtshof zu Bebauungsbestimmung 
6. Entschädigung Wahlbeisitzer GR-Wahl 
7. Dringende Anfragen an den Bürgermeister 

 

 

GR öffentlicher Teil 
 
1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 19.28 Uhr und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
2. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 30.09.2024 
Bis zum Beginn der Sitzung wurden keine schriftlichen Einwände gegen das Protokoll 
eingebracht, daher gilt das Protokoll als genehmigt. 
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3. Bericht des Bürgermeisters 
Bgm. Moser berichtet, dass derzeit am VA 2025 gearbeitet wird und es sonst derzeit keine 
besonderen Themen gibt. 
 
 
4. Bericht des Prüfungsausschusses 
GR Arnold berichtet über die unangesagte Kassaprüfung durch den Prüfungsausschuss 
am 18.10.2024. Dabei wurde die Barkassa überprüft und keine Abweichungen festgestellt. 
Weiters wurden stichprobenartig die Eingangsrechnungen überprüft. Unter „Allfälliges“ 
wurden die Einnahmen und Ausgaben des Kultur-Abos und die 
Kommunalsteuerrückstände gesichtet.  

 
ALLGEMEINE KENNTNISNAHME 
 
 
Jurist Mag. Mendl von Kanzlei ONZ & Partner Rechtsanwälte GmbH wird mit 
Videokonferenz zugeschalten, falls für den nächsten TO Punkt Erklärungen oder Fragen 
auftreten. 
 
5. Stellungnahme an Verfassungsgerichtshof zu Bebauungsbestimmungen 
Die Billa Aktiengesellschaft in Wiener Neudorf, vertreten durch Krist Bubits Rechtsanwälte 
OG Mödling, hat gegen den Bescheid der BH Mödling vom 14.06.2023, MDW2-BO-
2122/002, betreffend Baubewilligung eine Beschwerde abgegeben. Mit Beschluss des 
LVwG Niederösterreich, LVwG-AV-2331/002-2023 vom 05.07.2024, hat das LVwG NÖ 
den Akt zur Entscheidung dem Verfassungsgerichtshof vorgelegt, mit der Frage, die 
„Wortfolge ‚oder Versorgungs‘ in § 3 Punkt 1.2.1 der Verordnung des Gemeinderats der 
MG Hinterbrühl, kundgemacht durch Anschlag an der Amtstafel vom 23.12.2020 bis 
07.01.2021, KU 04/2020, BBPL 2019-2“, als gesetzwidrig aufzuheben.  
Gemäß § 58 Abs. 2 VfGG ergeht nun vom Verfassungsgerichtshof die Aufforderung an die 
Gemeinde, innerhalb von sechs Wochen eine schriftliche Äußerung zum Gegenstand zu 
erstatten und innerhalb derselben Frist alle auf die Verordnung Bezug habenden Akten 
vorzulegen und mitzuteilen, ob und gegebenenfalls welche Akten oder Aktenteile von der 
sonst den Beteiligten zustehenden Akteneinsicht ausgenommen sind. Innerhalb derselben 
Frist steht es den in der Zustellverfügung bezeichneten beteiligten Parteien frei, eine 
Äußerung zu erstatten.  
Es soll nun die Kanzlei ONZ & Partner Rechtsanwälte GmbH, Rechtsanwalt Mag. Michael 
Mendel, Schwarzenbergplatz 16, 1010 Wien, einerseits mit der Verfassung einer 
Stellungnahme und zudem mit der Vertretung im weiteren Verfahren beauftragt werden.  
Detaillierte Inhalte sind der angehängten Stellungnahme V 60/2024 vom xx.11.2024 zu 
entnehmen. (Beilage 1) 
 
GR A. Scherz merkt an, dass im 2. Teil der Stellungnahme nicht darauf eingegangen wird, 
dass große Grundstücke auch geteilt werden können. 
Der Jurist und Bgm. Moser erklären, dass die Ergänzung der Möglichkeit der Grundteilung 
in diesem Fall nicht relevant ist. Bei Ergänzung eines Satzes betreffend Möglichkeit der 
Grundstücksteilungen bzw. Änderung von Grundstücksgrenzen entsteht keine 
Verbesserung der Wirkung der Aussage. 
 
Bgm. Moser stellt den 
Antrag,  
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a) die Kanzlei ONZ & Partner Rechtsanwälte GmbH, Rechtsanwalt Mag. 
Michael Mendel, Schwarzenbergplatz 16, 1010 Wien mit der Vertretung 
des Gemeinderats im weiteren Verfahren zu beauftragen. 

b) die Stellungnahme V 60/2024 vom xx.11.2024, erstellt durch ONZ & 
Partner Rechtsanwälte GmbH in der vorgelegten Form zu beschließen 
und dem Verfassungsgerichtshof vorzulegen. 

 
Beschluss: Zustimmungen: 18 (einstimmig angenommen) 
 Gegenstimmen:   0 
 Enthaltung:   0 
 
 
Die Zuschaltung von Mag. Mendl wird beendet. 
 
 
6. Entschädigung Wahlbeisitzer GR-Wahl 
In der NÖ GRWO wurde der Gemeinderat dazu ermächtigt, Entschädigungen für die 

Mitglieder der Wahlbeisitzer in den Gemeinden festzusetzten, jedoch nur dann wenn lt. § 

16 NÖ GRWO ein Verdienstentgang der Mitglieder der Gemeinde-, Sprengel- und 

besonderen Wahlbehörden für die Teilnahme an Sitzungen nachgewiesen werden kann.  

 

Als Festlegung einer Obergrenze einer Entschädigung bei nachweislichem 

Verdienstentgang erfolgt durch den Gemeinderat. Vorschlag wäre dies an die Regelung 

der NRWO anzupassen. Weiters soll, wenn kein Verdienstentgang nachgewiesen wird, 

eine Entschädigung in Form einer Subvention analog der in der NRWO festgelegten 

Entschädigung ausbezahlt werden. Subventionszweck wäre das Interesse an einer 

reibungslosen Abwicklung von Wahlen im Ort mittels Motivation möglichst vieler Bürger, 

als Wahlbeisitzer tätig zu werden. 

 

Bgm. Moser stellt den  
 

Antrag, die Entschädigung der Mitglieder der Gemeinde-, Sprengel- und besonderen 

Wahlbehörden bei der Gemeinderatswahl bis zur Höhe der in der NRWO festgelegten 

Entschädigung bei vollem Umfang auszubezahlen. Und bei nicht vollem Umfang die Hälfte 

der vorgesehenen Entschädigung lt. NRWO. 

 
  
Beschluss: Zustimmungen: 18 (einstimmig angenommen) 
 Gegenstimmen:   0 
 Enthaltungen:   0 
   
 
7. Dringende Anfragen an den Bürgermeister 
Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
Der Vorsitzende schließt die öffentliche Sitzung um 19.50 Uhr.  
 
 
 
__________________________  __________________________ 
             Schriftführer      Vorsitzender 
          (Julia Holzer)                         (Bgm. Mag. Erich Moser) 
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Für die Fraktionen: 
 
 
 
___________________________   ___________________________ 
ÖVP (gfGR Dr. Hansjörg Preiss)   UBL (gfGR Johanna Riedl) 
 
 
 
___________________________ ____________________________ 
SPÖ (gfGR Heinrich Holzer) FPÖ (GR Mag.rer.soc.oec Robert Prasnikar) 
 


